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Allgemeinverfügung 
des Kreises Rendsburg-Eckernförde

über Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 
und zur Bestimmung der Bereiche, in denen nach § 2a Abs. 2 Satz 1 der Landesver­

ordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2, eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen ist

Gemäß §§ 28 Absatz 1 Satz 1, 28a Absatz 1 Nr. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) in Ver­
bindung mit § 106 Abs. 2 Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein 
(Landesverwaltungsgesetz - LVwG) wird in Ausführung des § 2a Absatz 2 der Landesver­
ordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 vom 29.05.2021 folgende Allge­
meinverfügung erlassen:

1. In dem folgendem öffentlich zugänglichen Bereich ist gemäß § 2a Absatz 2 Satz 1 
der Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 vom
29.05.2021 an den genannten Wochentagen und Tageszeiten für Fußgänger*innen 
das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung verpflichtend. Ausnahmen und sonstige 
Anforderungen ergeben sich aus § 2a Absatz 1 und 2 der Landesverordnung.
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Personen, die keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen und für die eine Ausnahme 
nicht zutrifft, sind das Betreten, der Aufenthalt und die Nutzung des öffentlich zu­
gänglichen Bereiches nicht gestattet.

2. Diese Anordnung tritt ab dem 04.06.2021 in Kraft. Sie ist bis einschließlich dem
13.06.2021 befristet. Eine Verlängerung ist möglich.

3. Diese Allgemeinverfügung ersetzt die Allgemeinverfügung des Kreises Rendsburg- 
Eckernförde über Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 und zur Bestimmung der Bereiche, in denen nach § 2a Abs. 2 Satz 1 
der Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2, eine Mund- 
Nasen-Bedecküng zu tragen ist vom 30.05.2021.

4. Die Allgemeinverfügung findet ihre Grundlage in § 28 Absatz 1 Satz 1; § 28a IfSG 
i.V.m. § 106 Absatz 2 LVwG. Zuwiderhandlungen sind daher Ordnungswidrigkeiten 
nach § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG

5. Die Anordnungen sind gemäß § 28 Absatz 3 i.V.m. § 16 Absatz 8 IfSG sofort voll­
ziehbar. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen diese Maßnahmen haben keine 
aufschiebende Wirkung.

6. Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung können während der Dienstzeiten im 
Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg eingesehen wer­
den.

Begründung
Rechtsgrundlage für die getroffene Maßnahme ist §§ 28 Abs. 1 Satz 1, 28a Absatz 1 Nr. 2 
IfSG in Verbindung mit § 106 Abs. 2 LVwG in Ausführung des § 2a 
Abs. 2 Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 vom 
29.05.2021.

Nach § 28 Abs. 1 IfSG trifft die zuständige Behörde in dem Fall, dass Kranke, Krankheits­
verdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder es sich 
ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, die not­
wendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in § 28a Absatz 1 IfSG und in den §§ 29 
bis 31 IfSG genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung über­
tragbarer Krankheiten erforderlich ist. Notwendige Schutzmaßnahmen im Sinne des § 28 
Absatz 1 Satz 1 IfSG zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 
(COVID-19) können für die Dauer der Feststellung einer epidemischen Lage von nationa­
ler Tragweite nach § 5 Absatz 1 Satz 1 IfSG durch den Deutschen Bundestag insbesonde­
re die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (Maskenpflicht) sein, § 
28a Absatz 1 Nr. 2 IfSG. Die zuständige Behörde kann insbesondere Personen verpflich­
ten, öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu betreten.
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Bei dem aktuell zirkulierenden SARS-CoV-2-Virus handelt es sich um einen Erreger, der 
zu einer übertragbaren Krankheit im Sinne des § 2 Nr. 3 IfSG führen kann. Die Verbreitung 
des SARS-CoV-2-Virus ist zur Bekämpfung der Pandemie zu unterbinden. Der Anwen­
dungsbereich des 5. Abschnitts des Infektionsschutzgesetzes ist daher eröffnet.

Es handelt sich bei der Ermächtigung nach § 28 Abs. 1 IfSG um eine Generalklausel, die 
die zuständige Behörde zum Handeln verpflichtet. Notwendige Schutzmaßnahme im Sinne 
des § 28 Absatz 1 IfSG kann zur Verhinderung der Verbreitung des Coronavirus und zur 
Verhinderung weiterer Erkrankungen an COVID-19 nach § 28a Absatz 1 Nr. 2 insbesonde­
re auch die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (Maskenpflicht) sein.

Für die Beurteilung der Schadenswahrscheinlichkeit ist der im allgemeinen Polizei- und 
Ordnungsrecht geltende Grundsatz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des 
Schadenseintritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und folgen­
schwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Aus diesem Grunde können Maß­
nahmen auch gegenüber anderen Personen als den in § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG genannten 
Personen erlassen werden.

Nach § 2a Abs. 2 Satz 1 Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV- 
2 vom 29.05.2021 ist von Fußgänger*innen eine Mund-Nasen-Bedeckung in Fußgänger­
zonen, Haupteinkaufsbereichen und anderen innerörtlichen Bereichen, Straßen und Plät­
zen mit vergleichbarem Publikumsverkehr, in denen typischerweise das Abstandsgebot 
nicht eingehalten werden kann, zu tragen. Die Bereiche nach Satz 1 sowie zeitliche Be­
schränkungen werden von den zuständigen Behörden, im Bereich der Kreise nach Ab­
stimmung mit den betroffenen kreisangehörigen Gemeinden, durch Allgemeinverfügung 
festgelegt und ortsüblich bekanntgemacht. Auf die Geltung nach Satz 1 soll in geeigneter 
Weise durch Beschilderung hingewiesen werden. Die Verpflichtung nach Satz 1 gilt nicht 
bei der Nahrungsaufnahme und beim Rauchen, sofern dies jeweils im Sitzen oder Stehen 
erfolgt.

Das Robert Koch-Institut (RKI) empfiehlt das generelle Tragen einer Mund-Nasen- 
Bedeckung (MNB) bzw. eines Mund-Nasen-Schutzes (MNS, "OP-Maske") in bestimmten 
Situationen im öffentlichen Raum als einen weiteren Baustein, um den Infektionsdruck und 
damit die Ausbreitungsgeschwindigkeit von COVID-19 in der Bevölkerung zu reduzieren 
und somit Risikogruppen zu schützen. Diese Empfehlung beruht auf Untersuchungen, die 
belegen, dass ein relevanter Anteil von Übertragungen von SARS-CoV-2 unbemerkt er­
folgt, d.h. zu einem Zeitpunkt vor dem Auftreten der ersten Krankheitszeichen bzw. auch 
wenn keine Krankheitszeichen bemerkt werden.
Eine Reduktion der unbemerkten Übertragung von infektiösen Tröpfchen durch das Tra­
gen von MNB/MNS könnte auf Populationsebene zu einer weiteren Verlangsamung der 
Ausbreitung beitragen. Dies betrifft die Übertragung im öffentlichen Raum, wo mehrere 
Menschen Zusammentreffen und sich länger aufhalten (z.B. Arbeitsplatz) oder der physi­
sche Abstand von mindestens 1,5 m nicht immer eingehalten werden kann (z.B. Einkaufs- 
Situation, öffentliche Verkehrsmittel). Das Tragen von MNB/MNS im öffentlichen Raum 
kann vor allem dann im Sinne einer Reduktion der Übertragungen wirksam werden, wenn 
möglichst viele Personen eine MNB/einen MNS tragen. Das Tragen einer MNB/eines MNS
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trägt dazu bei, andere Personen vor feinen Tröpfchen und Partikeln die man z.B. beim 
Sprechen, Husten oder Niesen ausstößt, zu schützen (Fremdschutz).

Der benannte Bereich sowie die zeitliche Einschränkung sind durch das Gesundheitsamt 
des Kreises Rendsburg-Eckernförde nach vorheriger Abstimmung mit der betroffenen 
kreisangehörigen Gemeinde festgelegt worden. Nach infektiologischer Einschätzung ist 
die Anordnung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung im NOK Fußgängertunnel in 
Rendsburg unbedingt erforderlich, um das Infektionsrisiko zu minimieren. Dort ist zu den 
bestimmten Tageszeiten mit einem vermehrten Personenaufkommen zu rechnen. Ein 
Mindestabstand von 1,5 m kann dort nicht immer eingehalten werden. Insbesondere in 
den Fahrstühlen und auf den Fahrtreppen ist eine Einhaltung des Mindestabstands nicht 
zuverlässig gewährleistet. Es handelt sich zudem um geschlossene Räume, in denen die 
Aerosole sich anders als im Freien nicht schnell verflüchtigen, sondern über einen länge­
ren Zeitraum in der Raumluft vorhanden sind. Entsprechend den Empfehlungen des RKI 
ist daher das Tragen einer. Mund-Nasen-Bedeckung für einen sicheren .Infektionsschutz 
dort weiterhin erforderlich.

Es sind keine gleich geeigneten, weniger belastenden Maßnahmen ersichtlich. In diesem 
stark frequentierten Bereich kann das Abstandsgebot im Sinne von 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 vom
29.05.2021 nicht immer eingehalten werden. Der Bereich, in dem die Mund-Nasen- 
Bedeckung getragen werden muss, ist klar begrenzt. Die Anordnung ist außerdem zeitlich 
auf das nach Auffassung der örtlichen Behörden und dem Gesundheitsamt des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde notwendige Maß (Tageszeit/Wochentag) begrenzt. So bildet der 
zeitliche Rahmen vor allem die Stoßzeiten in den jeweiligen räumlichen Bereichen ab.
Im Übrigen gilt § 2a Abs. 1 Satz 3 Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 vom 29.05.2021, d.h. die Maskenpflicht gilt nicht für Kinder bis zum vollen­
deten sechsten Lebensjahr und Personen, die aufgrund einer körperlichen, geistigen oder 
psychischen Beeinträchtigung keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen können und dies 
glaubhaft machen können.

Diese Anordnung tritt am 04.06.2021 in Kraft. Sie ist bis einschließlich dem 13.06.2021 
befristet.

Die Allgemeinverfügung findet ihre Grundlage in §§ 28 Absatz 1 Satz 1 und 2, 28a IfSG 
i.V.m. § 106 Absatz 2 LVwG in Ausführung des § 2a Abs. 2 Satz 1 Landesverordnung zur 
Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 vom 29.05.2021. Zuwiderhandlungen sind 
daher Ordnungswidrigkeiten nach § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG.

Die Anordnungen sind gemäß § 28 Absatz 3 i.V.m. § 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. 
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen diese Maßnahmen haben keine aufschiebende 
Wirkung.

Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung kann während der Dienstzeiten im Kreis 
Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg eingesehen werden.



-5-

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erheben. Der Widerspruch ist schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift 
beim Kreis Rendsburg-Eckernförde, Der Landrat, Fachdienst Gesundheitsdienste, Kaiser­
straße 8, 24768 Rendsburg einzulegen.

Ist eine anwaltliche Vertretung involviert oder erfolgt die elektronische Einlegung des Wi­
derspruchs durch eine Behörde, kann sie über das besondere elektronische Anwaltspost­
fach bzw. Behördenpostfach an das besondere elektronische Behördenpostfach des Krei­
ses Rendsburg-Eckernförde erfolgen.

Ein Widerspruch per E-Mail ist nicht zulässig. Bürgerinnen können an das besondere 
elektronische Behördenpostfach des Kreises Rendsburg-Eckernförde nur fristwahrend 
Widerspruch einlegen, wenn diese ein EGVP-Konto (OSCI-Konto) besitzen und zusätzlich 
eine qualifizierte elektronische Signatur verwenden.


